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Zeittafel Zivildienst in Österreich 
 

1955 Einführung der allgemeinen Wehrpflicht für männliche österreichische Staatsbürger als 
Basis der militärischen Landesverteidigung. Der Präsenzdienst dauerte 9 Monate. 

1955-1975 Wenn ein Wehrpflichtiger den Dienst mit der Waffe aus Gewissensgründen ablehnte, 
konnte er – wenn dem Antrag stattgegeben wurde – innerhalb des Bundesheeres einen 
„Dienst ohne Waffe“ leisten. Dieser dauerte 12 Monate, also um 3 Monate länger als der 
Präsenzdienst. 

1971 1971 wurde die Etablierung eines Zivildienstes erstmals in ein Regierungsprogramm 
geschrieben, im Jahr darauf eine Regierungsvorlage zum Zivildienstgesetz eingebracht. 

1975 Am 6. März 1974 erfolgte der Beschluss des Zivildienstgesetzes, das mit 1. Jänner 1975 in 
Kraft trat. Die mit dem Zivildienst verbundenen Belastungen und die Besoldung der 
Zivildienstpflichtigen sollten so weit wie möglich jenen der Wehrdienstpflichtigen 
entsprechen. Die Dauer des ordentlichen Zivildienstes betrug 8 Monate. 
„Wehrdienstverweigerer" mussten ihre Gewissensvorbehalte vor einer 
Kommission glaubwürdig begründen. Im Jahr 1975 leisteten 344 Männer den Zivildienst. 

1980-2000 Einführung eines vom Bundesministerium für Inneres durchgeführten Grundlehrganges 
zur Ausbildung der Zivildienstleistenden. (Der Grundlehrgang entfiel mit 1. Juni 2000.) 

1986 Wiederverlautbarung des Zivildienstgesetzes als Bundesgesetz über den 
Zivildienst (Zivildienstgesetz 1986–ZDG) 

1992 Abschaffung der Gewissensprüfung vor einer Kommission ab 1. Jänner 1992 (ZDG-
Novelle 1991). Seitdem ist für den Zugang zum Zivildienst eine Zivildiensterklärung 
ausreichend, die bestimmte formelle Anforderungen erfüllen muss. Neuerungen ab 1. Juni 
1992: Verlängerung der Zivildienstdauer auf 10 Monate (ausgenommen bei besonderer 
physischer, psychischer und arbeitszeitlicher Belastung: 8 Monate). Einführung eines 
Waffenverbotes für Zivildienstpflichtige für die Dauer von 20 Jahren ab Rechtskraft des 
Bescheides, mit dem die mängelfreie Einbringung der Zivildiensterklärung festgestellt 
wurde; Erweiterung der Dienstleistungsbereiche um Altenbetreuung, Krankenpflege, 
Betreuung von Asylwerbern und Flüchtlingen, Betreuung von gesellschaftlichen und 
sozialen Randgruppen; Etablierung des Zivildienstrates; Ermöglichung eines 
Auslandsdienstes (eines 12-monatigen Gedenk-, Sozial- oder Friedensdienstes) als 
„Ersatz“ für den ordentlichen Zivildienst; (Im Jahr 2013 erfolgte die Neuregelung des 
Auslandsdienstes.) 

1994 Verlängerung der Zivildienstdauer auf 11 Monate, Verkürzung des Waffenverbotes für 
Zivildienstpflichtige auf 15 Jahre 

1997 Verlängerung der Zivildienstdauer auf 12 Monate, Anspruch auf 2 Wochen 
Dienstfreistellung, Erweiterung der Dienstleistungsbereiche; Verlängerung der Frist für 
die Abgabe der Zivildiensterklärung: Mit Abschluss des Stellungsverfahrens hat der 
Wehrpflichtige 6 Monate und darüber hinaus bis 3 Tage vor Zustellung eines 
Einberufungsbefehles Zeit, eine Zivildiensterklärung abzugeben (ZDG-Novelle 1996). 
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2000 Mit 1. Juni 2000 entfiel der vom Bundesministerium für Inneres durchgeführte 
Grundlehrgang. (Hinweis zur Einschulung: Nach § 38 Abs. 1 ZDG hat der Rechtsträger der 
Einrichtung dafür zu sorgen, dass die Zivildienstleistenden nachweislich ausreichend über 
ihre Rechte und Pflichten belehrt werden, sowie eingeschult und fortgebildet werden, 
soweit dies für die ordnungsgemäße Leistung des ordentlichen Zivildienstes erforderlich 
ist.) 

2001 Neues Finanzierungsmodell, Erweiterung der Dienstleistungsbereiche um Umweltschutz 
und Jugendarbeit; 

2002–2005 Vom 1. April 2002 bis zum 30. September 2005 war die Zivildienstverwaltungs-
Ges.m.b.H im Auftrag des Bundesministeriums für Inneres für die Zuweisung der 
Zivildienstpflichtigen zuständig. 

2004 Einführung einer Zivildienstreformkommission beim Bundesministerium für Inneres mit 
Vertretern des politischen und gesellschaftlichen Lebens in Österreich; Die Ergebnisse der 
Arbeit der Zivildienstreformkommission wurden im Jänner 2005 präsentiert und 
anschließend in die Zivildienstgesetz-Novelle 2005 eingearbeitet. 

2005 Mit 1. Oktober 2005 wurde die Zivildienstserviceagentur als untergeordnete Behörde des 
Bundesministeriums für Inneres errichtet. Alle erstinstanzlichen Agenden des Zivildienstes 
wurden in dieser Bundesbehörde gebündelt, wodurch Aufgaben rascher und effizienter 
umgesetzt werden können. Bis heute ist die Zivildienstserviceagentur mit Sitz in Wien für 
den Vollzug des Zivildienstgesetzes und der dazu ergangenen Verordnungen zuständig. 

2006 Mit der Verkürzung des Präsenzdienstes auf 6 Monate folgte mit 1. Jänner 2006 die 
Verkürzung des Zivildienstes von 12 auf die bis heute gültigen 9 Monate. Zugleich wurde 
die Möglichkeit einer 3-monatigen freiwilligen Verlängerung durch Vereinbarung, für die 
eine Freiwilligenförderung ausgezahlt wurde, eingeführt. (Die Verlängerung durch 
Vereinbarung entfiel mit 1. Jänner 2011.) Weitere Neuerungen: deutliche Erhöhung der 
Grundvergütung für Zivildienstleistende, Neuregelung der Verpflegung, Ausstellung von 
Kompetenzbilanz und Praxisnachweis, Verbesserung der Beschwerdemöglichkeiten, 
Neuregelung der Vertrauenspersonenwahl; 

2008 Seit 2008 werden die Zivildiener des Jahres Landessieger und ein Bundessieger für 
herausragende Leistungen im Rahmen des Zivildienstes ausgezeichnet. 

2010 Durch die Zivildienstgesetz-Novelle 2010 (Inkrafttreten mit 1. November 2010) können 
Zivildienstpflichtige in begründeten Fällen – etwa für die Ausübung der Jagd – eine 
Ausnahmegenehmigung vom Waffenverbot erhalten. Wenn Zivildienstpflichtige nach 
Ableistung des Zivildienstes eine Laufbahn beispielsweise bei der Polizei oder Justizwache 
anstreben, ist das Erlöschen der Zivildienstpflicht möglich. Weitere Neuerungen: 
Erweiterung der Dienstleistungsbereiche um Kinderbetreuung und Integration oder 
Beratung Fremder. Ein neues Zivildienstabzeichen ersetzt das frühere Metallabzeichen. 
Einführung von 2 Tagen Sonderdienstfreistellung für Ausbildungszwecke oder 
Berufsvorbereitungen; Vorzeitige Entlassung bei durchgehendem Krankenstand von 18 
Tagen (mit 1. Jänner 2019 erfolgte die Änderung auf in Summe 24 Krankenstandstage); 
Untersuchung durch einen Vertrauensarzt der Einrichtung; Nichteinrechnung von Tagen in 
die Zeit des Zivildienstes; 
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2011 Mit 1. Juni 2011 wechselte die Zuständigkeit für die Erlassung von Bescheiden über 
Wohnkostenbeihilfe und Familien-/Partnerunterhalt von den Bezirksverwaltungsbehörden 
zum Heerespersonalamt. Aufgrund der Verkürzung des Zivildienstes von 12 auf 9 Monate 
mit 1. Jänner 2006 meldeten die Einrichtungen für das Jahr 2006 einen um 
durchschnittlich 23% höheren Bedarf an Zivildienstpflichtigen. Da dieser höhere Bedarf 
die Verkürzung der Zivildienstdauer ausgeglichen hatte – und der Bedarf in den 
Folgejahren sogar noch weiter anstieg – entfiel mit 1. Jänner 2011 die freiwillige 
Verlängerung um 3 Monate durch Vereinbarung. 

Jänner 
2013 

Am 20. Jänner 2013 konnten die Stimmberechtigten bei der ersten Volksbefragung der 
Republik Österreich abstimmen, ob sie „die Einführung eines Berufsheeres und eines 
bezahlten freiwilligen Sozialjahres“ oder „die Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht 
und des Zivildienstes“ befürworten. Die Beibehaltung der allgemeinen Wehrpflicht und 
die gleichzeitige Aufrechterhaltung des Zivildienstes wurden von 59,7% der 
Stimmberechtigten befürwortet. 

2013 Seit 2013 wird unter bestimmten Voraussetzungen die Leistung eines Freiwilligen Sozialen 
Jahres (FSJ), Freiwilligen Umweltschutzjahres (FUJ) oder eines Gedenk-, Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland als „Ersatz“ für den Zivildienst angerechnet. Weitere 
Neuerungen durch die Zivildienstgesetz-Novelle 2013 ab 1. Oktober 2013: Zuweisung bis 3 
Werktage vor dem Dienstantritt; kurzfristige Überschreitung der maximal genehmigten 
Zivildienstplätze; möglichst hochwertiger Einsatz der Zivildienstleistenden und Möglichkeit 
des qualifizierten Einsatzes von Zivildienstleistenden; Verlängerung der Frist für die 
Übermittlung von Krankenstandsbestätigungen des Zivildienstleistenden an die 
Einrichtung auf maximal 7 Kalendertage; Neuregelung von Meldepflichten;  
Neuregelung der Kompetenzbilanz, die Zivildienstleistende mit Ende des Zivildienstes 
erhalten; Widerruf der Einrichtung bei sozialrechtlichen Verstößen; Einführung eines 
Ausbildungsbeitrages an Rechtsträger der Einrichtungen für Ausbildungen von 
Zivildienstleistenden. Diese Regelung war auf 5 Jahre (bis 31. Dezember 2017) 
befristet und wurde nach einer Evaluierung aufgrund des geringen Interesses nicht 
verlängert. 

2016 Seit 2016 wurden durch Novellen des Zivildienstgesetzes und Freiwilligengesetzes die 
Freiwilligendienste im In- und Ausland im Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz gebündelt. 

2019 Mit 1. Jänner 2019 (ZDG-Novelle 2018) traten folgende Neuerungen in Kraft: Wenn ein 
Zivildienstleistender in Summe 24 Kalendertage im Krankenstand (dienstunfähig) ist, ist 
er automatisch aus dem Zivildienst entlassen, außer, wenn die Gesundheitsschädigung 
nachweislich auf den Zivildienst zurückzuführen ist. Einrichtungen (bzw. deren 
Rechtsträger), die 3 Jahre lang keinen Bedarf gemeldet haben, werden als 
Zivildiensteinrichtung widerrufen. Mit 1. Juli 2019 wurden ein E-Learning-Modul für 
Vorgesetzte der Zivildienstleistenden und das E-Learning-Modul „Staat und Recht" für 
Zivildienstleistende etabliert. 

Jänner 2020 
bis Juli 2022 

Die Angelegenheiten des Zivildienstes und damit auch die Zivildienstserviceagentur 
wurden mit 29. Jänner 2020 in das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus (BMLRT) übergeleitet (Bundesministeriengesetz-Novelle BGBl. I Nr. 8/2020). 



4 

März 2020 Während der COVID-19-Ausnahmesituation Mitte März 2020 wurde erstmals in der 
Geschichte des Zivildienstes der außerordentliche Zivildienst ausgerufen. Anfang April 
2020 traten rund 3.500 außerordentliche Zivildienstleistende den Dienst an. Davon waren 
rund 2.000 ehemalige Zivildienstleistende, die sich freiwillig zum außerordentlichen 
Zivildienst gemeldet hatten, sowie rund 1.500 Männer, die nach Ableistung des regulären 
Zivildienstes für 3 Monate zum außerordentlichen Zivildienst verpflichtet wurden. Im Mai 
2020 begannen weitere rund 1.000 Zivildienstleistende, die sich freiwillig gemeldet hatten, 
ihren Dienst. Insgesamt unterstützten damit rund 4.500 außerordentliche 
Zivildienstleistende die Mitarbeitenden im Gesundheits-, Pflege- und Sozialbereich. Mit 
31. Juli 2020 endete der außerordentliche Zivildienst. 

2021 Einführung der Teiltauglichkeit, um den geburtenschwachen Jahrgängen 
entgegenzuwirken; Dadurch können „teiltaugliche“ Wehrpflichtige mit leichten 
körperlichen Einschränkungen auch den Zivildienst absolvieren. 

April 2022 Etablierung KlimaTicket Ö Zivildienst kostenlos für Zivildienstleistende; 

Juli 2022 Seit 18. Juli 2022 sind die Angelegenheiten des Zivildienstes und damit auch die 
Zivildienstserviceagentur dem Bundeskanzleramt unterstellt (Bundesministeriengesetz-
Novelle BGBl. I Nr. 98/2022); 

2023 Mit 1. Jänner 2023 wurden die Grundvergütung für Zivildienstleistende und das 
Zivildienstgeld für Einrichtungen deutlich erhöht. Dabei handelt es sich um die größte 
Anhebung seit Beginn des Zivildienstes. 

September 
2023 

Zivildienstleistende in den Einsatzbereichen Sozial- und Behindertenhilfe, Altenbetreuung, 
Krankenbetreuung, Gesundheitsvorsorge und Krankenanstalten können – auf freiwilliger 
Basis – das „UBV-Modul“ (Unterstützung in der Basisversorgung) absolvieren, unter der 
Voraussetzung, dass die Einrichtung die Absolvierung des Moduls ermöglicht; 

Juli 2024 „Papamonat“ bei Geburt des Kindes, Vereinfachungen bei der Bestellung der 
Vertrauensperson, Verpflichtung zur Löschung von Daten, Ermächtigung für eine 
fachärztliche Untersuchung; Möglichkeit der bevorzugten Zuweisung in den 
Dienstleistungssparten Rettungswesen, Sozial- und Behindertenhilfe, Altenbetreuung, 
Krankenanstalten und Katastrophenschutz; Zweiteilung des Zivildienstes in 
Ausnahmefällen, Änderung der Kriterien für Anerkennung neuer Einrichtungen und 
Plätze; verbesserter Informationsaustausch zwischen den für Zivildienstangelegenheiten 
zuständigen Behörden; (ZDG-Novelle 2024) 

Jänner 2025 Erhöhung der Grundvergütung für Zivildienstleistende auf 605,60 Euro pro Monat 

Juli 2026 Erhöhung der Grundvergütung für Zivildienstleistende auf 625,60 Euro pro Monat 

 

Quelle: Zivildienstserviceagentur 
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